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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 77. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, den 19. Juni 1959 

1. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesverteidigungs- 

Hermsdorf minister, ob es riditig ist, daß weder Dienst- 

stellen der Bundeswehr noch der NATO in 
der Lage waren, Auskunft darüber zu geben, 
wer kürzlidi zahlreidie Bomben auf das Wurster 
Watt und das Natursdiutzgebiet des Großen 
Kneditsandes geworfen hat. 

Darüber hinaus frage idi, was die Bundes- 
regierung unternommen hat, um weitere 
Vorfälle, die einen Brudi des „Abkommens 
zum Großen Knechtsand" bedeuten, zu ver- 
hindern. 

2. Abgeordneter Weshalb antwortete die Bundesregierung in 

Kalbitzer der Sitzung am 8. April 1959 auf die Frage 

aadi dem Attentäter des Algeriers Ait Ahcene, 
daß die französische Polizei „eine Darstellung 
über die Maditkämpfe rivalisierender alge- 
rischer Gruppen gegeben" habe, obwohl zu 
dem Zeitpunkt klar war, daß dieses Atten- 
tat nidits mit algerischen Gruppenkämpfen 
zu tun hatte, sondern von einer französischen 
Dienststelle geplant war? 

Woraus leitet die Bundesregierung das Recht 
her, das Parlament so mangelhaft und wahr- 
heitswidrig zu unterrichten ? 

Hat die Bundesregierung einen Ausliefe- 
rungsantrag für die Attentäter bei der fran- 
zösischen Regierung gestellt — und wie ist 
er beantwortet ? 

3. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Erlaß des 

Dr. Kohut Aufgebots nodi für sinnvoll, obwohl das 

Aufgebot nur am Ort der Bestellung, der 
nur Wohnort einer der Ehesdiließenden sein 
muß, ausgehängt wird und obwohl eine Be- 
freiung von dieser Vorschrift jederzeit mög- 
lidi ist? 

Ist es vertretbar, daß bei Abkürzung der 
Aufgebotsfrist oder Befreiung von dem Auf- 
gebot erhöhte Gebühren verlangt werden? 

4. Abgeordneter Wie glaubt der Herr Bundeskanzler seine 

Dr. Menzel Empfehlung, Franco-Spanicn in die NATO 

aufzunehmen, damit vereinbaren zu können, 
daß die Teilnehmer des Nordatlantikver- 
trages „die Freiheit, das gemeinsame Erbe 
und die Zivilisation ihrer Völker, die auf 
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den Grundsätzen der Demokratie, der Frei- 
heit der Person und der Herrsdiaft des 
Rechts beruhen, zu gewährleisten haben" 
und auf der anderen Seite die Internationale 
Juristen-Kommission beim Sozial- und Wirt- 
schaftsrat der Vereinten Nationen in ihrem 
jetzt veröffentlichten Bericht (Bulletin der 
Internationalen Juristen-Kommission, Nr. 8 
vom März 1959) feststellt, daß 

a) in Spanien die Zusage des freien Geleits 
gebrochen wurde, 

b) es eine Habeas-corpus-Akte oder ähn- 
liches in Spanien nicht gebe, 

c) bei Verhandlungen mit politischem Hin- 
tergrund die Verhöre „häufig unter An- 
wendung brutaler Mittel" geschehen, 

d) die Verhaftung aus politischen Gründen 
— auch im Falle des Freispruchs — ■ den 
Verlust von Arbeit und jeglicher öffent- 
licher Unterstützung mit sich bringt, 

e) der spanische Ein-Parteien-Staat dadurch 
gestützt werde, daß „die Mitgliedschaft 
bei einer anderen Partei als der Falange 
als Verbrechen gilt" ? 

5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Rutschke Versorgungsämter die Bestimmung des § 59 

des Bundesversorgungsgesetzes in dem Sinne 
auslegen, daß Elternrenten dann nicht gewährt 
werden, wenn zwar vor dem 1. Januar 1959 
alle Anspruchsvoraussetzungen Vorgelegen 
haben, die Bedürftigkeit aber erst nach 
diesem Zeitpunkt eintritt? 

Sieht die Bundesregierung darin eine ge- 
rechte Behandlung der Eltern, die versucht 
haben, sich so lange wie möglich durch eigene 
Erwerbstätigkeit zu unterhalten? 

6. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundespostminister, auf 

Ritzel welche allgemein gültigen rechtlichen Be- 

stimmungen sich die Deutsche Bundespost 
stützt, wenn sie ihren Angestellten und 
Beamten verweigert, Gehaltszahlungen, Ruhe- 
gehalte oder Wartegelder an ein den Beam- 
ten und Angestellten nahestehendes Geld- 
institut (Banken, Sparkassen etc.) außerhalb 
eines Postsdieckkontos zu überweisen. 

7. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, unter wel- 

Höhmann dien Umständen sich der Eintritt des 22jährigen 

Karl-Heinz Becker, Gensungen Bezirk Kassel, 
in die Fremdenlegion vollzog? 

üben noch immer Werber für die Fremden- 
legion innerhalb der Bundesrepublik ihr Ge- 
werbe aus ? 
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Welche Maßnahmen sind nach Meinung der 
Bundesregierung geeignet, diesen jungen 
Menschen seinen Angehörigen zurückzugeben 
und weitere Anwerbungen für die Zukunft 
unmöglich zu machen? 

Ist der Bundesregierung die Nadiricht einer 
Wodienzeitschrift bekannt, in der mitgeteilt 
wird, der Mündiner Finanzmakler Münemann 
hätte sich nidit gescheut, einem seiner Kon- 
taktspezialisten, der die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung als kontinuierlichen Geldgeber warb, 
an Jahresgehalt und -provision 250000 DM 
zu zahlen? 

Hat die Bundesregierung die darin enthaltene 
Behauptung, diese Bundesanstalt würde 
Münemann Geld geben, nachgeprüft und mit 
weldiem Ergebnis? Wenn sie richtig ist, ist 
die Bundesregierung damit einverstanden, 
daß ein Finanzmakler von einer Bundesan- 
stalt ständig zu erneuernde Darlehen be- 
kommt, diese in langfristige profitbringende 
Kredite transformieren kann, die ihm solche 
Gehälter und Provisionen zu zahlen ermög- 
lichen ? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung entpreciiend dem 

Dr. Schneider von dem Saarländischen Landtag, der Re- 

(Saarbrücken) gierung des Saarlandes und allen Organi- 
sationen des Saarlandes bisher vertretenen 
Standpunkt der Auffassung, daß wenigstens 
der ungefähre Termin für die wirtschaftlidie 
Eingliederung des Saarlandes in das Bundes- 
gebiet — fixiert in etwa auf einen Zeitraum 
zwischen 2 bis 3 Wochen — einige Monate 
im voraus der Saarbevölkerung bekanntge- 
geben werden muß, um die wirtsdiaftlidie 
Eingliederung reibungslos und ohne Nachteile 
für alle beteiligten Kreise durchführen zu 
können? 

Sollte die Bundesregierung diese Auffassung 
teilen — wann wird die Bekanntgabe des 
ungefähren Termins erfolgen? 

Falls die Bundesregierung diesen Standpunkt 
nidit teilen sollte — welche Frist wird nach 
Auffassung der Bundesregierung zwischen 
dem Eingliederungstag und seiner Bekannt- 
gabe liegen, und hält die Bundesregierung 
diese Frist für ausreidiend, um die wirtschaft- 
liche Eingliederung trotz damit verbundener 
Umstellungsprobleme reibungslos und ohne 
Nachteile für die saarländische Wirtsdiaft 
und Bevölkerung durdiführen zu können ? 

10. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Wehr um den in der Handelsschiffahrt während 

des zweiten Weltkrieges tätig gewesenen 
Seeleuten die durch Feindeinwirkung oder 
Selbstversenkung des Schiffes erlittenen Ver- 


8. Abgeordneter 

Folger 
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luste an Effekten sowie andere Verluste, 
die daraus entstanden sind, einschließlich der 
Internierungssdiäden zu ersetzen ? 

Ist die Bundesregierung bereit, für derartige 
Schäden eine gesetzliche Regelung zu treffen? 

11. Abgeordneter Aus welchem Grunde müssen in der Bundes- 

Junghans republik Deutschland im Gegensatz zu anderen 

europäischen Ländern die polizeilichen Kenn- 
zeichen an den Kraftfahrzeugen immer noch 
abgestempelt werden ? Sind der Bundes- 
regierung Fälle bekannt, bei welchen sidi 
das Vorhandensein des Stempels auf den 
polizeilichen Kennzeichen als nützlich erwiesen 
hatte ? 

Ist die Bundesregierung bereit, falls sich 
diese Maßnahme als überflüssig erweisen 
sollte, das Stempeln der polizeilichen Kenn- 
zeichen an den Kraftfahrzeugen abzuschaffen? 

12. Abgeordneter Gibt es Neues in den Verhandlungen um 

Dr. Mommer die Rückgabe des beschlagnahmten deutschen 

Vermögens in den Vereinigten Staaten? 

13. Abgeordneter Warum werden in der Arbeitsstatistik der 

Baier (Mosbach) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversidierung die beschäftigten 
Arbeiter, Angestellten und Beamten nadi 
Wohnbezirken gezählt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dieses 
Verfahren zu falschen Vorstellungen über die 
tatsächliche Beschäftigungslage insbesondere 
in den Arbeitsamtsbezirken führt, die einen 
hohen Anteil an Saisonarbeitskräften, Tages- 
und Wochenpendlern aufweisen, und daß diese 
meistens kleinbäuerlich strukturierten Bezirke 
gleidrzeitig eine Unterbeschäftigung in der 
Landwirtschaft aufweisen, über die die Ar- 
beitsstatistik nichts aussagt ? 

Ist die Bundesregierung daher bereit zu ver- 
anlassen, daß künftig die beschäftigten Ar- 
beitnehmer in den Bezirken gezählt werden, 
in denen sie beschäftigt sind, um so ein ge- 
naues Bild über die tatsächliche Beschäfti- 
gungslage in den einzelnen Arbeitsamtsbe- 
zirken zu vermitteln ? 

14. Abgeordneter Hält es der Herr Bundesjustizminister für 

Dr. Budier richtig, daß das Bundesministerium des Innern 

in einem amtlichen, mit Steuergeldern finan- 
zierten Organ, nämlich dem Bulletin vom 

15. Mai 1959, gegenüber dem Bundesgeridrts- 
hof in Sadien Dr. Otto Strasser eine Urteils- 
schelte vornimmt ? 

15. Abgeordnete Weldie Sdiritte hat die Bundesregierung 

Frau Bennemann bisher unternommen, um mit der Regierung 

der Vereinigten Staaten von Amerika ein 
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Abkommen zu treffen, das den Unterhalt der 
unehelidien Kinder von amerikanischen 
Soldaten in der Bundesrepublik regelt? 

16. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 

Höhmann daß sich eine Firma in Eschwege Bez. Kassel 

seit Jahren bemüht, einen Teil des ehern. 
Flugplatzes Eschwege (heute Industriehof) 
käuflich zu erwerben? 

Ist es mit den in der Regierungserklärung 
des Herrn Bundeskanzlers entwickelten Grund- 
sätzen über die Förderung des Mittelstandes 
zu vereinbaren, daß die Oberfinanzdirektion 
Frankfurt (Main) den Streit um die Über- 
nahme des Industriehofes mit der Stadt 
Eschwege offensichtlich auf dein Rücken kauf- 
interessierter kleiner und mittlerer Unter- 
nehmer austrägt? 

17. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung auf Grund 

Schmitt des Urteils des Landgerichts Bonn in dem 

(Vockenhausen) Verfahren gegen den Botschafter Blankenborn 

und den Präsidenten der Europäischen Wirt- 
sd'iaftsgemeinschaft Hallstein entsprechend 
den bisherigen Gepflogenheiten im deutschen 
ßeamtenrecht gegen die Betreffenden ein 
Dienststrafverfahren einzuleiten ? 

Beabsichtigt die Bundesregierung alsbald einen 
Wedisel in der Person des deutschen Bot- 
schafters in Paris vorzunehmen, damit dieser 
Posten während der kommenden wichtigen 
außenpolitischen Verhandlungen nicht unbe- 
setzt bleibt? 

18. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung, daß nunmehr 

Dr. Menzel auch die Bundesfinanzverwaltung V-Männer 

beschäftigt, und billigt sie es, daß bei falschen 
Angaben von V-Männern die Betroffenen 
dadurch schutzlos gemadit werden, daß sich 
die Finanzverwaltungen weigern, den Ge- 
richten die Namen der V-Männer mitzuteilen? 

19. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Änderung 

Dürr der Bestimmungen über die Zollbefreiung 

von Rückwaren, damit auch solche Waren 
deutsdien Ursprungs zollfrei bleiben, die vom 
Verkäufer zurückgenommen werden, weil der 
Käufer sie nicht verkaufen konnte ? 

20. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der ehemaligen Bundes- 

Pohle Wehrangehörigen, die eine Versorgung nach 

dem Bundesversorgungsgesetz beziehen? 

Wie verteilt sidi die Personenzahl auf die 
einzelnen Erwerbsminderungsgrade ? 

Wie hoch ist die Zahl der Hinterbliebenen : 

a) Witwen und Waisen, 

b) Elternpaare bzw. Eiternteile? 

Bonn, den 11. Juni 1959 
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